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Firmenwagen trifft New Work  

Während der Covid-19-Pandemie haben eine Viel-
zahl der Arbeitnehmer:innen ihre beruflichen Tätig-
keiten in das Homeoffice verlagert. Auch nach der 
Aufhebung zahlreicher Corona-Restriktionen bieten 
viele Unternehmen ihren Arbeitnehmern:innen wei-
terhin Homeoffice/Remote Working national und in-
ternational an, was von vielen Arbeitnehmern:innen 
angenommen und genutzt wird. 

Das Arbeiten aus dem Homeoffice heraus wirft je-
doch einige Fragen zur steuerlichen Behandlung 
von Sachbezügen (Güter, die in Geldeswert beste-
hen), insbesondere der Versteuerung des Firmen-
wagens, auf. Durch die Homeoffice-Option ergeben 
sich im Zusammenhang mit der Firmenwagennut-
zung neben zulassungsrechtlichen und umsatzsteu-
erlichen Konsequenzen (vergleiche Newsletter 
12/22) auch lohnsteuerliche Fragestellungen. Die 
gegenwärtige Herausforderung aus lohnsteuerlicher 
Sicht besteht in der „korrekten“ Ermittlung des steu-
erpflichtigen geldwerten Nutzungsvorteils des Fir-
menwagens, wenn dieser zum Beispiel gar nicht für 
Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeits-
stätte (berufliche Nutzung) genutzt wird. Diese The-
matik wird im Folgenden näher beleuchtet. 

Nach den Vorschriften des Einkommensteuergeset-
zes entsteht durch die Nutzungsüberlassung eines 
Firmenwagens, der für private Zwecke sowie das 
Pendeln zwischen Wohnung und erster Tätigkeits-
stätte genutzt wird, ein geldwerter Vorteil, den 
der/die Arbeitnehmer:in als Einnahme versteuern 
muss. Der Sachbezug unterliegt sowohl der Lohn-
steuer als auch der Sozialversicherungspflicht. 

Zur Ermittlung des geldwerten Vorteils gelten die 
folgenden Grundsätze: 
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Private Nutzung  

Der geldwerte Vorteil für die Privatnutzung des Fir-
menwagens wird für jeden Kalendermonat mit 1 
Prozent des auf volle 100 Euro abgerundeten Brut-
tolistenpreises bestimmt (§ 8 Abs. S. i.V.m. § 6 Abs. 
1 Nr. 4 S. 2 EStG). Abweichend zur pauschalen 
Nutzungswertmethode kann der private Nutzungs-
wert auch durch die Fahrtenbuchmethode ermittelt 
werden. Dies erfordert, dass das Verhältnis der pri-
vaten zu übrigen Fahrten durch Belege und ein ord-
nungsgemäßes Fahrtenbuch nachgewiesen werden 
kann (R 8.1 Abs. 9 Nr. 2 LStR).  

Berufliche Nutzung 

Kann das Fahrzeug auch für Fahrten zwischen 
Wohnung und erster Tätigkeitsstätte genutzt wer-
den, ist dafür zusätzlich zum geldwerten Vorteil für 
die Privatnutzung des Firmenwagens ein monatli-
cher geldwerter Vorteil in Höhe von 0,03 Prozent 
des Bruttolistenpreises (auf volle 100 Euro abgerun-
det) für jeden vollen Kilometer der Entfernung zwi-
schen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte (einfa-
che Strecke) zu ermitteln, sofern nicht die 
Fahrtenbuchmethode gewählt wird (§ 8 Abs. 2 S. 3 
EStG). 

Bei der 0,03 Prozent Methode werden durchschnitt-
liche Fahrten zur Arbeit an mindestens 15 Tagen 
pro Monat (180 Fahrten pro Jahr) als Berechnungs-
grundlage für die Ermittlung des steuerpflichtigen 
Nutzungsvorteils herangezogen.  

Sofern der/die Steuerpflichtige weniger als 15 Fahr-
ten pro Kalendermonat (weniger als 180 Fahrten 
pro Jahr) zur Arbeitsstätte zurücklegt und dies 
durch Aufzeichnungen belegen kann, eröffnet die 
Finanzverwaltung dem/der Steuerpflichtigen die 
Möglichkeit der Einzelbewertung. Bei der Einzelbe-
wertung werden zur Ermittlung des Zuschlags für 
Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeits-
stätte die tatsächlich zurückgelegten Fahrten mit 
0,002 Prozent des Bruttolistenpreises (auf volle 100 
Euro abgerundet) je Entfernungskilometer (einfache 
Strecke) angesetzt.  

Zu beachten ist in diesem Zusammenhang, dass 
nicht beliebig oft zwischen den pauschalen Ermitt-
lungsmethoden gewechselt werden kann, die Ver-
steuerung ist pro Kalenderjahr einheitlich vorzuneh-
men. 

 

 

Keine Nutzung des Firmenwagens für Fahrten 
zwischen Wohnung und Arbeitsstätte  

Der BFH vertritt bereits seit vielen Jahren (pande-
mieunabhängig) die Auffassung, dass die monatli-
che Versteuerung des Firmenwagens für die berufli-
che Nutzung des Firmenwagens (mit 0,03 Prozent) 
dann nicht zur Anwendung kommt, wenn der/die 
Steuerpflichtige im Umkehrschluss für diesen Monat 
auch keine Entfernungspauschale geltend machen 
kann. Für die Versteuerung und Ermittlung des 
geldwerten Vorteils ist folgerichtig nach höchstrich-
terlicher Rechtsprechung ausschlaggebend, ob der 
Firmenwagen auch tatsächlich für die vorgenannten 
Fahrten genutzt wird. 

Nach der Verwaltungsauffassung hingegen findet 
die 0,03 Prozent Regelung auch dann für volle Ka-
lendermonate Anwendung, in denen das Fahrzeug 
nicht für Fahrten zwischen Wohnung und erster Tä-
tigkeitsstätte genutzt wird (sowie wenn aufgrund ar-
beitsvertraglicher oder anderer Umstände Fahrten 
zur ersten Tätigkeitsstätte nicht arbeitstäglich anfal-
len).  

Trotz der gegenwärtigen Umbrüche in der Bürokul-
tur und dem damit einhergehenden Rückgang von 
Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeits-
stätte, hält die Finanzverwaltung an ihren Grundsät-
zen fest. Auch bei überwiegender Tätigkeit im 
Homeoffice und erheblicher Unterschreitung der 
180-Tage-Grenze lässt die Finanzverwaltung als 
einzige pauschale Alternative zur Ermittlung des 
geldwerten Vorteils die 0,002 Prozent Regelung zu. 
Diese Auffassung wurde seitens der Finanzverwal-
tung im Rahmen des BMF-Schreibens vom 3. März 
2022 (Az: IV C 5 – S 2334/21/10004:001, Rz. 12) 
schriftlich fixiert. 

Das nachfolgende Beispiel verdeutlicht die Verwal-
tungsauffassung: 

Der Arbeitgeber X überlässt seiner Arbeitnehmerin 
Y einen Firmenwagen zur Privatnutzung sowie für 
die Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätig-
keitsstätte. Aufgrund der neuen Möglichkeit zur aus-
schließlichen Nutzung des Homeoffice entschließt 
sich Y in den Monaten Januar bis März aus dem 
Homeoffice heraus zu arbeiten. Ab April führt Y mit 
dem Firmenwagen 181 berufliche Fahrten durch.  

Obwohl Y den Firmenwagen in den ersten drei Mo-
naten des Jahres nicht nutzt, wendet die Finanzver-
waltung vorliegend auch für diesen Zeitraum monat-
lich die 0,03 Prozent Methode an, um den 
geldwerten Vorteil für die berufliche Nutzung zu er-
mitteln. Die Einzelfahrtbewertung mit 0,002 Prozent 
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scheidet im vorliegenden Fall aus, da der Firmen-
wagen an mehr als 180 Tagen/Jahr für die Fahrten 
Wohnung und erster Tätigkeitsstätte genutzt wird.  

Im Rahmen der Steuererklärung kann Y ausschließ-
lich die Entfernungspauschale für die 181 durchge-
führten Fahrten geltend machen, die Versteuerung 
des Firmenwagens erfolgt nach dem Vorgehen der 
Finanzverwaltung hingegen für das gesamte Jahr.   

Kapitaleinkünfte bei Management-
beteiligungen    

Managementbeteiligungen werden zur Incentivie-
rung, Motivation und Bindung von Schlüssel- und 
Führungspersonal eingesetzt. Insbesondere bei 
Wachstumsunternehmen tritt das Ziel der Investo-
ren hinzu, den potenziellen Konflikt zwischen Inves-
toren und Management durch eine Interessensan-
gleichung abzumildern. Das erfolgt durch die 
Verknüpfung des Wertes der Managementbeteili-
gung mit dem Unternehmenswert. Weiter verstärkt 

wird diese Interessensangleichung, wenn das Ma-
nagement bei Erwerb der Beteiligung ein eigenes  
finanzielles Investment erbringt und folglich neben 
der Chance auf (erhebliche) Wertsteigerungen auch 
das Risiko von Wertminderungen trägt.  

Bei eigenem Investment des Managements ergibt 
sich aus steuerlicher Sicht die Frage, ob Einkünfte 
aus der Beteiligung während der Haltephase und 
Veräußerungsgewinne bei Auflösung der Beteili-
gung den Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit 
oder den Kapitaleinkünften zuzurechnen sind. Ein-
künfte aus nichtselbständiger Arbeit unterliegen da-
bei dem progressiven Steuersatz, was zu Grenz-
steuerbelastungen von 45 Prozent führen kann 
(zuzüglich Solidaritätszuschlag und etwaiger Kir-
chensteuer). Kapitaleinkünfte unterliegen hingegen 
in der Regel der Abgeltungsteuer in Höhe von 25 
Prozent (zuzüglich Solidaritätszuschlag und etwai-
ger Kirchensteuer). 

Entscheidung des FG Baden-Württemberg 

Mit seinem Urteil vom 1. April 2022 (Az. 5 K 
1635/20) hat das FG Baden-Württemberg entschie-
den, dass im vorliegenden Fall Gewinnanteile, die 
der Kläger aus einer typisch stillen Beteiligung an 
seinem Arbeitgeber erhielt, im Rahmen der Kapital-
einkünfte begünstigt zu besteuern sind. 

Als Begründung führten die Richter:innen an, dass 
zur Annahme von Einkünften aus nichtselbstständi-
ger Arbeit ein Veranlassungszusammenhang zum 
Arbeitsverhältnis vorliegen müsste, der im vorlie-
genden Einzelfall jedoch im Gesamtbild nicht fest-
gestellt wurde. Die Beteiligung des Klägers am Ar-
beitgeber sei dagegen gesellschaftsrechtlich bzw. 
bilanzrechtlich zur Stärkung des Eigenkapitals moti-
viert. Hierfür spreche insbesondere das tatsächliche 
Verlustrisiko, die fremdübliche Verzinsung und die 
Tatsache, dass die Kapitalbeteiligung keinen Zu-
sammenhang mit dem Arbeitsvertrag, dem Arbeits-
entgelt oder variablen Vergütungsbestandteilen auf-
wies. Die Revision wurde durch das FG zugelassen 
(Az. beim BFH VIII R 10/22).  

Fazit 

Fraglich ist, ob es in der „New-Work-Welt“ noch 
gerechtfertigt und zeitgemäß ist, die 0,03 Pro-
zent-Regelung für die Firmenwagenversteue-
rung monatlich anzuwenden, wenn der Firmen-
wagen nicht genutzt wird und ein 
Werbungskostenabzug bei dem/der Steuer-
pflichtigen auf privater Ebene im Rahmen der 
Steuererklärung ausgeschlossen ist.  

Auf jeden Fall lohnt es sich bei ähnlich gelager-
ten Fällen im Rahmen der individuellen Steuer-
erklärung die Versteuerung des Firmenwagens 
anzupassen; ein eventueller Rechtsstreit kann 
auf die langjährige BFH-Rechtsprechung ge-
stützt werden. Nicht empfehlenswert ist, die 
Versteuerung des Firmenwagens bereits im 
Rahmen des monatlichen Lohnsteuerabzugs 
anzupassen (sofern die 0,03 Prozent-Methode 
gewählt wurde) und auf die 0,03 Prozent-Rege-
lung zu verzichten, wenn monatlich keine beruf-
lichen Fahrten vorgenommen wurden. Es bleibt 
abzuwarten inwieweit die Finanzverwaltung zu 
dieser Problematik Stellung beziehen und 
Handlungsempfehlungen geben wird.   
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Besteuerung von Investmentfonds – 
Vorabpauschale ab 2021  

Im Jahr 2018 wurde die Besteuerung von in- und 
ausländischen Investmentfonds in Deutschland 
durch das neue Investmentsteuergesetz (InvStG) 
grundlegend geändert. Durch die Reform des In-
vStG sollten unter anderem thesaurierende Fonds 
den ausschüttenden Fonds gleichgestellt werden 
und eine erträgnisorientierte Besteuerung gewähr-
leistet werden.  

Ein thesaurierender Fond nimmt keine Ausschüttun-
gen vor. Die Erträge werden innerhalb des Fonds 
wieder anlegt, wodurch dessen Wert gesteigert 
wird. Ohne die Regelungen des Investmentsteuer-
gesetztes würde bei solchen Fonds erst der Verkauf 
der Anteile zu einer Besteuerung führen. Wenn der 
Steuerpflichtige zum Zeitpunkt der Veräußerung 
nicht mehr in Deutschland lebt, unterläge der Ver-
äußerungsgewinn nicht der deutschen Besteue-
rung, während Dividendenausschüttungen eines 
ausschüttenden Fonds der deutschen Kapitaler-
tragssteuer unterlegen hätten.  

Die 2018 eingeführte Vorabpauschale soll eine jähr-
liche Mindestbesteuerung in Höhe einer sogenann-

ten risikolosen Marktverzinsung sicherstellen, unab-
hängig davon, ob der Anleger eine Ausschüttung 
erhält. Der bei der Berechnung herangezogene Ba-
siszins wird jährlich vom BMF (Bundesministerium 
der Finanzen) neu festgelegt.  

Der Basiszins hat somit eine maßgebliche Rolle bei 
der Berechnung der Vorabpauschale. Während der 
Basiszins in den letzten Jahren negativ war, wurde 
mit BMF-Schreiben vom 4. Januar 2023 ein Basis-
zins von 2,55 Prozent für das Jahr 2023 festgesetzt. 
Die steuerlichen Auswirkungen sind in der nachfol-
genden Beispielrechnung dargestellt: 

 2018 2020 2023 

Rücknahmepreis zu 
Beginn des Kalender-
jahres  

100 € 100 € 100 € 

x Basiszins  0,87% 0,07% 2,55% 

x 70 %     

= Basisertrag*  0,609 € 0,049 € 1,785 € 

./. Ausschüttung pro 
Anteil während 
des Kalenderjah-
res 

0 € 0 € 0 € 

= Vorabpau-
schale pro Anteil 

0,609 € 0,049 € 1,785 € 

x Anzahl der gehal-
tenen Anteile 

10.000 10.000 10.000 

= Vorabpauschale 
(Einkünfte aus Ka-
pitalvermögen)** 

6.090 € 490 € 17.850 € 

*(max. Wertzuwachs zzgl. Ausschüttungen im vorangegangenen 

Kalenderjahr)                                                               

**(vor Teilfreistellung in Abhängigkeit der Art des Fonds) 

 
Die anzusetzende Vorsorgepauschale hat sich im 
Vergleich zu 2018 fast verdreifacht. Unter der An-
nahme, dass der/die Steuerpflichtige keine Aus-
schüttungen erhalten hat, sind dennoch Einkünfte 
aus Kapitalvermögen in der Einkommensteuererklä-
rung 2024 zu versteuern.  

 

 

Fazit 

Einzuordnen ist das Urteil des FG Baden-Würt-
tembergs in eine Reihe von Urteilen zur Abgren-
zung der Einkunftsarten bei Kapitalbeteiligungen 
von (leitenden) Arbeitnehmer:innen an ihrem Ar-
beitgeber. Wie das vorliegende Urteil enthalten 
auch die übrigen Urteile positive Impulse zu-
gunsten der Behandlung als Kapitaleinkünfte. 
Gleichwohl bleibt die steuerliche Behandlung 
vom Einzelfall abhängig, auch da derzeit keine 
Stellungnahme des Bundesfinanzministerium zu 
dieser Thematik vorliegt. Bei der Gestaltung ei-
nes Managementbeteiligungsprogrammes ist 
daher zur steuerlich optimalen Ausgestaltung 
eine sorgfältige Strukturierung notwendig.  

Sprechen Sie uns gerne an, wenn Sie Fragen 
zu ihrem bereits implementierten Mitarbeiter- 
oder Managementbeteiligungsprogramm haben 
oder ein neues Beteiligungsprogramm imple-
mentieren möchten.  
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Grenzüberschreitende Telearbeit 
zwischen Deutschland und Öster-
reich – Sozialversicherung 

Eine grenzüberschreitende Tätigkeit ist für viele Ar-
beitgeber in Deutschland schon länger ein interes-
santes Arbeitsmodell zur Mitarbeitendenmotivation 
– beispielsweise das regelmäßige Arbeiten aus 
dem Homeoffice im Ausland. Damit für diese Zeit 
nicht das ausländische, sondern weiterhin das deut-
sche Sozialversicherungsrecht gilt, gibt es klare Vo-
raussetzungen. Üblicherweise gilt deutsches Sozial-
versicherungsrecht, wenn die Beschäftigungszeit im 
anderen EU/EWR-Staat bzw. der Schweiz regelmä-
ßig wiederkehrend weniger als 25 Prozent beträgt.  
 
Aufgrund der COVID-19-Pandemie und der daraus 
folgenden Einreisebeschränkungen hat die EU-
Kommission eine Sonderregelung geschlossen, 
dass eine Änderung der Arbeitsverteilung (auch 
mehr als regelmäßig 25 Prozent im Wohnstaat) 

keine Auswirkungen auf das anzuwendende Sozial-
versicherungsrecht hat. Diese Regelung gilt aktuell 
noch bis zum 30. Juni 2023. 
 
Vereinbarung zur Telearbeit zwischen Deutsch-
land und Österreich 

Bereits im Dezember 2022 hat der Dachverband 
der Sozialversicherungsträger in Österreich über 
eine Vereinbarung zur Telearbeit mit Deutschland 
informiert, zu der am 9. Januar 2023 die zuständige 
deutsche Stelle (DVKA) entsprechend Stellung ge-
nommen hat. 
 
Basierend auf dem Leitfaden zur Telearbeit der EU-
Kommission vom 13. Mai 2022 haben Deutschland 
und Österreich bereits heute eine Vereinbarung für 
die Zeit nach Ablauf der COVID-19-Sonderreglung 
am 1. Juli 2023 geschaffen. Diese besagt, dass 
eine Telearbeit von bis zu 40 Prozent im Heimat-
land keine Auswirkungen auf das anzuwendende 
Sozialversicherungsrecht haben soll. 
 
Voraussetzungen für „Telearbeit“ 
 
Der Begriff der Telearbeit in diesem Zusammen-
hang besagt, dass eine Tätigkeit außerhalb des üb-
lichen Arbeitsplatzes und darüber hinaus in einem 
anderen Mitgliedstaat ausgeübt wird. Hierbei muss 
aus informationstechnologischer Sicht weiterhin 
eine Verbindung zum rechtlichen Arbeitgeber beste-
hen bleiben. 
 
Voraussetzungen für das Antragsverfahren  
 
Wenn die Voraussetzungen der Telearbeit vorliegen 
und diese zu maximal 40 Prozent in Österreich 
(bzw. im umgekehrten Fall in Deutschland) ausge-
übt wird, kann ein Antrag auf Abschluss einer soge-
nannten Ausnahmevereinbarung (gem. Artikel 16 
VO EG 883/2004) im Einvernehmen mit dem be-
troffenen Arbeitnehmer bzw. der betroffenen Arbeit-
nehmerin gestellt werden. Eine Ausnahmevereinba-
rung kann für jeweils höchstens zwei Jahre 
beantragt werden. Verlängerungen auf Antrag sind 
jedoch ausdrücklich möglich. Darüber hinaus wer-
den andere Fälle, die zum Abschluss einer Ausnah-
mevereinbarung möglich sind, durch diese Verein-
barung nicht ausgeschlossen.  
 
Der Antrag ist bei der zuständigen Stelle des Staa-
tes zu stellen, dessen Rechtsvorschriften Anwen-
dung finden sollen. Gemäß dieser Vereinbarung 
wäre ein Antrag in Deutschland bei der Deutsche 
Verbindungsstelle Krankenversicherung – Ausland 
(DVKA) zu stellen.  
 

  

Fazit 

Mit der neuen Investmentsteuerreform wurde die 
Vorabpauschale eingeführt, damit vor allem the-
saurierende Fonds fortlaufend der Besteuerung 
unterliegen. Aufgrund der niedrigen Zinsen in 
den letzten Jahren war diese Thematik von ge-
ringerer Relevanz. Durch die Zinswende ist im 
Jahr 2023 der Basiszinssatz erheblich gestiegen. 
Aufgrund dessen wird in Zukunft die Vorabpau-
schale wieder erheblich mehr Bedeutung haben. 
Für Anleger wird es bei thesaurierenden Fonds 
zu einer voraussichtlichen steuerlichen Mehrbe-
lastung kommen. 

Darüber hinaus müssen in Fällen, in denen der 
Fond/ETF (Exchange Traded Fund) über eine 
ausländische Bank gehalten wird, mangels deut-
scher Steuerbescheinigung die Erträge sowie die 
Vorabpauschale selbst ermittelt werden. Denn 
die ausländische Bank stellt diese Unterlagen in 
der Regel nicht zur Verfügung. Dafür sind ent-
sprechende Unterlagen und Informationen not-
wendig (Erträgnisaufstellung, Transaktionsbe-
lege, Depotverzeichnis zu Beginn und Ende des 
Jahres usw.) und die Ermittlung führt zu einem 
deutlichen Mehraufwand bei der Erstellung der 
Steuererklärung. 
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Krankenversicherung – Zusatzbei-
trag ,,heimlich‘‘ erhöht?  

Ausgangssituation 

Der Beitragssatz der gesetzlichen Krankenversiche-
rung setzt sich aus zwei Komponenten zusammen. 
Zum einen dem gesetzlich festgeschriebenen allge-
meinen Beitragssatz von 14,6 Prozent und zum an-
deren dem individuellen Zusatzbeitrag, welchen 
jede Krankenkasse abhängig von der finanziellen 
Situation festlegen darf.  

Bei der Einführung oder der Erhöhung des Zusatz-
beitrags sind Krankenkassen gemäß § 175 Abs. 4 
SGB V dazu verpflichtet, die Versicherten schriftlich 
zu informieren. Neben der Information über die 
Höhe des eingeführten bzw. erhöhten Zusatzbei-
trags müssen die Versicherten ebenfalls auf das 
Sonderkündigungsrecht gemäß § 175 Abs. 4 SGB 
V hingewiesen werden. Bislang haben die Kranken-
kassen ihre Mitglieder schriftlich per Brief informiert. 

Was ist neu? 

Aufgrund der angespannten finanziellen Situation 
der gesetzlichen Krankenversicherungen wurde am 

20. Oktober 2022 das GKV-Finanzstabilisierungs-
gesetz vom Bundestag verabschiedet. Eine der da-
rin enthalteten Einsparmaßnahmen ist die Befreiung 
der gesetzlichen Krankenkassen von der postali-
schen Informationspflicht jedes einzelnen Versi-
cherten über die Einführung bzw. Erhöhung des Zu-
satzbeitrags. Die Befreiung gilt vorerst für das erste 
Halbjahr 2023, solange ist die Information auf der 
Homepage und im Mitgliedermagazin ausreichend. 

Durch die Befreiung der postalischen Informations-
pflicht sollen Versandkosten im zweistelligen Millio-
nenbetrag eingespart werden, welche durch Mitglie-
derbeiträge hätten finanziert werden müssen.  

Eine Herausforderung gestaltet sich jedoch für Ar-
beitgeber und selbstzahlende freiwillig-gesetzlich 
Versicherte im Hinblick auf die korrekte Beitragsab-
führung der Krankenversicherungsbeiträge. Eben-
falls bedarf es einer proaktiven Recherche der Ver-
sicherten für die Wahrnehmung und Durchführung 
des Sonderkündigungsrechts (§ 175 SGB V). 

Welche Auswirkungen gibt es für privat kran-
kenversicherte Arbeitnehmer? 

Das GKV-Finanzstabilisierungsgesetz hat keine 
Auswirkung für die private Krankenversicherung. 
Privat krankenversicherte Mitglieder werden weiter-
hin schriftlich und individuell über die sogenannte 
Prämienerhöhung informiert. 

Fazit 

Falls Sie Mitarbeiter:innen beschäftigen, die 
grenzüberschreitend in Deutschland bzw. Öster-
reich tätig sind oder dies werden wollen, empfeh-
len wir, für die Zeit ab dem 1. Juli 2023 die Mög-
lichkeit der Telearbeit zu prüfen. Durch die 
Antragstellung zum Abschluss einer Ausnahme-
vereinbarung kann eine mögliche Änderung des 
anzuwendenden Sozialversicherungsrechts ver-
mieden werden.  

Da für die grenzüberschreitende Tätigkeit zwi-
schen Deutschland und anderen Mitgliedstaaten 
weiterhin Unklarheit für die Zeit ab 1. Juli 2023 
herrscht, bleiben die nächsten Schritte der EU-
Kommission mit Spannung abzuwarten. Es ist 
nicht auszuschließen, dass die Vereinbarung 
zwischen Deutschland und Österreich als Vorrei-
ter auch andere Länder dazu bewegen wird, eine 
ähnliche Vereinbarung zu treffen. Wir werden in-
formieren, sobald es weitere Neuigkeiten zum 1. 
Juli 2023 gibt.  

  

Fazit 

Für das Jahr 2023 sollten die Beitragssätze der 
gesetzlichen Krankenkasse(n) von Arbeitneh-
mer:innen- und Arbeitgeberseite proaktiv beo-
bachtet werden. Pflichten, wie die korrekte Bei-
tragsabführung, und Rechte, wie das 
Sonderkündigungsrecht, bleiben weiterhin gül-
tig. 
 
Es lohnt sich ein Blick auf die Homepage oder 
in den Newsletter der einzelnen gesetzlichen 
Krankenkassen, da sie weiterhin verpflichtet 
sind, in diesen Medien über eine Erhöhung des 
Zusatzbeitrags zu berichten. Eine komplette 
Übersicht der Zusatzbeiträge aller gesetzlichen 
Krankenversicherungen findet sich zudem auf 
der Homepage des GKV-Spitzenverbandes, 
welcher nach § 242 Abs. 5 SGB V dazu ver-
pflichtet ist, eine laufende und tagesaktuelle 
Übersicht der Zusatzbeiträge aller gesetzlichen 
Krankenkassen zu veröffentlichen. 
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Wissenswerte Änderungen bei der 
Einreise nach und von China  

Die chinesische Covid-Politik hat eine 180°-Wen-
dung vollzogen und erfordert inzwischen keine Qua-
rantäne bei der Einreise mehr. Allerdings gibt es im-
mer noch Covid-bezogene Einreise-
beschränkungen für China. Als Reaktion auf die er-
neut stark gestiegene Anzahl an Covid-Fällen in 
China haben auch andere Länder ihre Vorschriften 
für Reisende aus China verschärft, die internatio-
nale Dienstreisende beachten müssen.  

Neue Einreisebestimmungen für Reisende nach 
China 

Seit dem 8. Januar 2023 gilt in China eine neue Re-
gelung für die Einreise von internationalen Passa-
gieren. Alle Personen, die nach China einreisen 
wollen, müssen innerhalb von 48 Stunden vor der 
Abflugzeit einen PCR-Test durchführen lassen. Nur 
Passagiere mit einem negativen Testergebnis in 
Papierform dürfen dann nach China einreisen. Das 
Vorliegen eines solchen Testberichts wird von den 
Fluggesellschaften überprüft, außerdem auch noch 
einmal stichprobenhaft bei Einreise durch den Zoll.  

Nach einem negativen Ergebnis des PCR-Tests 
müssen die Passagiere vor der Einreise eine zu-
sätzliche Gesundheitserklärung der chinesischen 
Zollbehörde abgeben. Die Abgabe kann über 
WeChat oder die Webseite https://htdecl.chi-
naport.gov.cn erfolgen. Anschließend wird ein 
Code über die Gesundheitserklärung erstellt, wel-
cher nach Einreise durch das Zollamt in China ein-
gescannt werden muss.  

Neue Einreisebestimmungen für Reisende aus 
China 

Auch einige europäische Länder haben erneut Co-
vid-19-bezogene Beschränkungen für Reisen aus 
China eingeführt. 

Italien und Spanien waren die ersten EU-Länder, 
die ihre Bestimmungen verschärft haben. Nachdem 
Frankreich und das Vereinigte Königreich zunächst 
erklärt hatten, eine Verschärfung der Grenzkontrol-
len sei nicht nötig, verlangen beide seit dem 5. Ja-
nuar von allen Reisenden aus China einen negati-
ven PCR- oder Antigentest. Auch Schweden und 
die Niederlande haben nachgezogen und verlangen 
seit Anfang Januar einen negativen Test für Rei-
sende aus China. Andere Länder, die in diesem Zu-
sammenhang zu nennen sind, sind Zypern, Grie-
chenland, Lettland und Portugal. Die neuen 

Anforderungen gelten auch für Transitreisende, die 
in diesen Ländern umgestiegen sind.  

Für Reisende, die sich zu einem beliebigen Zeit-
punkt innerhalb der letzten zehn Tage vor Einreise 
nach Deutschland in China (einschließlich Macao) 
aufgehalten haben oder durch China (einschließlich 
Macao) durchgereist sind, ist ein Covid-19-Test seit 
dem 9. Januar 2023 für die Einreise nach oder die 
Durchreise durch Deutschland obligatorisch. Rei-
sende ab zwölf Jahren müssen außerdem unmittel-
bar nach der Einreise einen PoC-Antigentest durch-
führen lassen, wenn sie dazu aufgefordert werden. 
Die deutschen Behörden führen die Tests stichpro-
benartig durch. 

 

 

GMS Insights – Webcasts 1. Halbjahr 
2023  

Für Ihre Anmeldung registrieren Sie sich bitte direkt 
auf der Webcast-Plattform GoToWebinar. 
 
Wir freuen uns über Ihre Teilnahme! 
 

Fokusthema Termin 

International Remote Working 
im Jahr 2023 – Trends und     
Lösungen  

16. März 2023 
 
9.30–10.00 Uhr 

Die neue Arbeitswelt – Auswir-
kungen auf personenbezogene 
Betriebsstätten  

25. April 2023 
 
9.30–10.00 Uhr 

Mitarbeiterbeteiligung im Wan-
del – neue Arbeitsmodelle und 
ihr Einfluss  

16. Mai 2023 
 
9.30–10.00 Uhr 

Mitarbeitergewinnung goes   
global – Überlegungen aus Sicht 
von HR und Tax 

22. Juni 2023 
 
9.30–10.00 Uhr 

Fazit 

Es ist also weiterhin eine hohe Dynamik von Ein-
reisebestimmungen in Bezug auf China zu be-
obachten. Wir empfehlen vor jeder Dienstreise 
eine kritische Prüfung etwaiger Änderungen. Dar-
über hinaus bleibt nachzuhalten, ob sich weitere 
Länder dem beschriebenen Trend neuer Einrei-
sebeschränkungen anschließen.  

https://htdecl.chinaport.gov.cn/
https://htdecl.chinaport.gov.cn/
https://kpmg.com/de/de/home/events/2023/02/webcast-liev-gms-insights.html
https://kpmg.com/de/de/home/events/2023/02/webcast-liev-gms-insights.html
https://attendee.gotowebinar.com/register/6170029774325666901
https://register.gotowebinar.com/register/2704692380561870678
https://register.gotowebinar.com/register/2704692380561870678
https://register.gotowebinar.com/register/2704692380561870678
https://register.gotowebinar.com/register/4235304925402884188
https://register.gotowebinar.com/register/4235304925402884188
https://register.gotowebinar.com/register/4235304925402884188
https://register.gotowebinar.com/register/8726561435240030553
https://register.gotowebinar.com/register/8726561435240030553
https://register.gotowebinar.com/register/8726561435240030553
https://register.gotowebinar.com/register/4269747127143004252
https://register.gotowebinar.com/register/4269747127143004252
https://register.gotowebinar.com/register/4269747127143004252
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Kontakt 

 

Wenn Sie Fragen rund um Global Mobility haben, 
können Sie uns gerne kontaktieren. 

Einige oder alle der hier beschriebenen Leistungen 
sind möglicherweise für KPMG-Prüfungsmandanten 
und deren verbundenen Unternehmen unzulässig. 

 
 
 
 
 
 

 
 

KPMG AG 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft  

 

Ingo Todesco 
Partner,  
Head of Global Mobility Services 
T +49 211 475-6242 
itodesco@kpmg.com 

 

https://home.kpmg.com/de/de/home/newsroom/newsletter-abonnieren/abo-kpmg-global-mobility-services-news.html
https://directservices.kpmg.de/html/de/index.php
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